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Familiennachzug zu anerkannten Flüchtlingen 

 

Das Bundesministerium des Innern (BMI) hat auf die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs 

vom 01.08.2022 reagiert und Richtlinien für die Ausländerbehörden bekannt gegeben. 

• Die Entscheidung in der Rechtssache C-273/20 und C-355/20 betrifft Fälle des Elternnachzugs 

zu einem in Deutschland lebenden, als Flüchtling anerkannten Kind, das bei Stellung des 

Asylantrags noch minderjährig war. 

• Die Entscheidung in der Rechtssache C 279/20 betrifft den Kindernachzug zum in Deutschland 

lebenden, als Flüchtling anerkannten Elternteil. 

Das BMI betont, dass die Regelungen nur für anerkannte Flüchtlinge und nicht für subsidiär 

Schutzberechtigte gilt. Ferner sollen die Antragsfristen genau eingehalten sein. 

Für den Elternnachzug ist Voraussetzung: 

1. Das Kind war zum Zeitpunkt des Asylantrags noch minderjährig. 

2. Das Kind war unbegleitet. 

3. Der Visumsantrag zum Familiennachzug wurde innerhalb von 3 Monaten nach der 

Anerkennung des Kindes als Flüchtling gestellt, sofern das Kind bei Visumsantrag noch 

volljährig war. 

Für den Kindernachzug gilt: 

Wurde das Kind nach Stellung des Asylantrages des Elternteils, aber vor Stellung des 

Visumsantrags volljährig, so gilt das Kind als minderjährig i.S.v. § 32 AufenthG, wenn der 

Visumsantrag innerhalb von 3 Monaten nach Anerkennung des Elternteils als Flüchtling 

gestellt worden ist. 
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